
3 Wärmeschutzverordnung

3.1 Wortlaut der Verordnung

Verordnung über einen energiesparenden Wärmeschutz bei Gebäuden
(Wärmeschutzverordnung – WärmeschutzV)1

Vom 16. August 1994

Auf Grund des § 1 Abs. 2 sowie der §§ 4 und 5 des
Energieeinsparungsgesetzes vom 22. Juli 1976 (BGBl. I
S. 1873), von denen die §§ 4 und 5 durch Gesetz vom
20. Juni 1980 (BGBl. I S. 701) geändert worden sind, ver-
ordnet die Bundesregierung:

E r s t e r A b s c h n i t t

Z u e r r i c h t e n d e G e b ä u d e m i t
n o r m a l e n I n n e n t e m p e r a t u r e n

§ 1
Anwendungsbereich

Bei der Errichtung der nachstehend genannten Gebäude
ist zum Zwecke der Energieeinsparung der Jahres-Heiz-
wärmebedarf dieser Gebäude durch Anforderungen an
den Wärmedurchgang der Umfassungsfläche und an die
Lüftungswärmeverluste nach den Vorschriften dieses Ab-
schnittes zu begrenzen:

1. Wohngebäude,
2. Büro- und Verwaltungsgebäude,
3. Schulen, Bibliotheken,
4. Krankenhäuser, Altenwohnheime, Altenheime, Pfle-

geheime, Entbindungs- und Säuglingsheime sowie
Aufenthaltsgründe in Justizvollzugsanstalten und
Kasernen,

5. Gebäude des Gaststättengewerbes,
6. Waren- und sonstige Geschäftshäuser,
7. Betriebsgebäude, soweit sie nach ihrem üblichen Ver-

wendungszweck auf Innentemperaturen von minde-
stens 19 8C beheizt werden,

8. Gebäude für Sport- oder Versammlungszwecke, soweit
sie nach ihrem üblichen Verwendungszweck auf In-
nentemperaturen von mindestens 15 8C und jährlich
mehr als drei Monate beheizt werden,

9. Gebäude, die eine nach den Nummern 1 bis 8 ge-
mischte oder eine ähnliche Nutzung aufweisen.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Der Jahres-Heizwärmebedarf eines Gebäudes im
Sinne dieser Verordnung ist diejenige Wärme, die ein
Heizsystem unter den Maßgaben des in Anlage 1 angege-

benen Berechnungsverfahrens jährlich für die Gesamtheit
der beheizten Räume dieses Gebäudes bereitzustellen
hat.

(2) Beheizte Räume im Sinne dieser Verordnung sind
Räume, die auf Grund bestimmungsgemäßer Nutzung di-
rekt oder durch Raumverbund beheizt werden.

§ 3
Begrenzung des Jahres-Heizwärmebedarfs QH

(1) Der Jahres-Heizwärmebedarf ist nach Anlage 1 Zif-
fer 1 und 6 zu begrenzen. Für kleine Wohngebäude mit bis
zu zwei Vollgeschossen und nicht mehr als drei Wohn-
einheiten gilt die Verpflichtung nach Satz 1 als erfüllt,
wenn die Anforderungen nach Anlage 1 Ziffer 7 einge-
halten werden.

(2) Werden mechanisch betriebene Lüftungsanlagen ein-
gesetzt, können diese bei der Ermittlung des Jahres-
Heizwärmebedarfs nach Maßgabe der Anlage 1 Zif-
fern 1.6.3 und 2 berücksichtigt werden.

(3) Ferner gelten folgende Anforderungen:

1. Bei Flächenheizungen in Bauteilen, die beheizte
Räume gegen die Außenluft, das Erdreich oder gegen
Gebäudeteile mit wesentlich niedrigeren Innen-
temperaturen abgrenzen, ist der Wärmedurchgang
nach Anlage 1 Ziffer 3 zu begrenzen.

2. Der Wärmedurchgangskoeffizient für Außenwände im
Bereich von Heizkörpern darf den Wert der nicht-
transparenten Außenwände des Gebäudes nicht über-
schreiten.

3. Werden Heizkörper vor außenliegenden Fenster-
flächen angeordnet, sind zur Verringerung der Wärme-
verluste geeignete nicht demontierbare oder integrierte
Abdeckungen an der Heizkörperrückseite vorzusehen.
Der k-Wert der Abdeckung darf 0,9 W/(m2 ? K) nicht
überschreiten. Der Wärmedurchgang durch die Fen-
sterflächen ist nach Anlage 1 Ziffer 4 zu begrenzen.

4. Soweit Gebäude mit Einrichtungen ausgestattet wer-
den, durch die die Raumluft unter Einsatz von Energie
abgekühlt wird, ist der Energiedurchgang von außen-
liegenden Fenstern und Fenstertüren nach Maßgabe
der Anlage 1 Ziffer 5 zu begrenzen.

5. Fenster und Fenstertüren in wärmetauschenden Flä-
chen müssen mindestens mit einer Doppelverglasung
ausgeführt werden. Hiervon sind großflächige Ver-
glasungen, z. B. für Schaufenster, ausgenommen, wenn
sie nutzungsbedingt erforderlich sind.

1 Die §§ 1 bis 7, § 8 Abs. 1, die §§ 9 bis 11 und die §§ 13 bis 15 sowie die Anlagen 1,
2 und 4 dienen der Umsetzung von Artikel 5 der Richtlinie 93/76/EWG des Ra-
tes vom 13. September 1993 zur Begrenzung der Kohlendioxidemissionen durch
eine effizientere Energienutzung – SAVE – (ABl. EG Nr. L 237 S. 28), § 12 dient
der Umsetzung des Artikels 2 dieser Richtlinie.
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§ 4
Anforderungen an die Dichtheit

(1) Soweit die wärmeübertragende Umfassungsfläche
durch Verschalungen oder gestoßene, überlappende sowie
plattenartige Bauteile gebildet wird, ist eine luftundurch-
lässige Schicht über die gesamte Fläche einzubauen, falls
nicht auf andere Weise eine entsprechende Dichtheit si-
chergestellt werden kann.

(2) Die Fugendurchlaßkoeffizienten der außenliegenden
Fenster und Fenstertüren von beheizten Räumen dürfen
die in Anlage 4 Tabelle 1 genannten Werte, die Fugen-
durchlaßkoeffizienten der Außentüren den in Anlage 4
Tabelle 1 Zeile 1 genannten Wert nicht überschreiten.

(3) Die sonstigen Fugen in der wärmeübertragenden
Umfassungsfläche müssen entsprechend dem Stand der
Technik dauerhaft luftundurchlässig abgedichtet sein.

(4) Soweit es im Einzelfall erforderlich wird zu über-
prüfen, ob die Anforderungen der Absätze 1 bis 3 erfüllt
sind, gilt Anlage 4 Ziffer 2.

Z w e i t e r A b s c h n i t t

Z u e r r i c h t e n d e G e b ä u d e m i t
n i e d r i g e n I n n e n t e m p e r a t u r e n

§ 5
Anwendungsbereich

Bei der Errichtung von Betriebsgebäuden, die nach ihrem
üblichen Verwendungszweck auf eine Innentemperatur
von mehr als 128C und weniger als 198C und jährlich mehr
als vier Monate beheizt werden, ist zum Zwecke der
Energieeinsparung ein baulicher Wärmeschutz nach den
Vorschriften dieses Abschnittes auszuführen.

§ 6
Begrenzung des Jahres-Transmissionswärmebedarfs QT

(1) Der Jahres-Transmissionswärmebedarf ist nach An-
lage 2 Ziffer 1 zu begrenzen.

(2) Ferner gelten folgende Anforderungen:

1. Soweit die Gebäude mit Einrichtungen ausgestattet
werden, bei denen die Luft unter Einsatz von Energie
gekühlt, be- oder entfeuchtet wird, ist mindestens Iso-
lier- oder Doppelverglasung vorzusehen. Wird die Luft
unter Einsatz von Energie gekühlt, ist der Energie-
durchgang von außenliegenden Fenstern und Fenster-
türen nach Maßgabe der Anlage 1 Ziffer 5 zu be-
grenzen.

2. Für die Begrenzung des Jahres-Transmissionswärme-
bedarfs bei
a) Flächenheizungen in Außenbauteilen gilt § 3 Abs. 3

Nr. 1 entsprechend,
b) Außenwänden im Bereich von Heizkörpern gilt § 3

Abs. 3 Nr. 2 entsprechend,
c) Heizkörpern im Bereich von Fensterflächen gilt § 3

Abs. 3 Nr. 3 entsprechend.

(3) Wird für außenliegende Fenster, Fenstertüren und
Außentüren in beheizten Räumen Einfachverglasung
vorgesehen, so ist der Wärmedurchgangskoeffizient für
diese Bauteile bei der Berechnung nach Anlage 2 Ziffer 2
mit mindestens 5,2 W/(m2 ? K) anzusetzen.

§ 7
Anforderungen an die Dichtheit

Die Fugendurchlaßkoeffizienten der außenliegenden
Fenster und Fenstertüren von beheizten Räumen dürfen
den in Anlage 4 Tabelle 1 Zeile 1 genannten Wert nicht
überschreiten. Im übrigen gilt § 4 Abs. 1, 3 und 4 entspre-
chend.

D r i t t e r A b s c h n i t t

B a u l i c h e Ä n d e r u n g e n b e s t e h e n d e r
G e b ä u d e

§ 8
Begrenzung des Heizwärmebedarfs

(1) Bei der baulichen Erweiterung eines Gebäudes nach
dem Ersten oder Zweiten Abschnitt um mindestens einen
beheizten Raum oder der Erweiterung der Nutzfläche in
bestehenden Gebäuden um mehr als 10 m2 zusammen-
hängende beheizte Gebäudenutzfläche nach Anlage 1
Ziffer 1.4.2 sind für die neuen beheizten Räume bei Ge-
bäuden mit normalen Innentemperaturen die Anforde-
rungen nach den §§ 3 und 4 und bei Gebäuden mit nied-
rigen Innentemperaturen die Anforderungen nach den
§§ 6 und 7 einzuhalten.

(2) Soweit bei beheizten Räumen in Gebäuden nach dem
Ersten oder Zweiten Abschnitt

1. Außenwände
2. außenliegende Fenster und Fenstertüren sowie Dach-

fenster,
3. Decken unter nicht ausgebauten Dachräumen oder

Decken (einschließlich Dachschrägen), welche die
Räume nach oben oder unten gegen die Außenluft ab-
grenzen,

4. Kellerdecken oder
5. Wände oder Decken gegen unbeheizte Räume

erstmalig eingebaut, ersetzt (wärmetechnisch nachge-
rüstet) oder erneuert werden, sind die in Anlage 3 ge-
nannten Anforderungen einzuhalten. Dies gilt nicht,
wenn die Anforderungen für zu errichtende Gebäude er-
füllt werden oder wenn sich die Ersatz- oder Er-
neuerungsmaßnahme auf weniger als 20 vom Hundert der
Gesamtfläche der jeweiligen Bauteile erstreckt; bei Au-
ßenwänden, außenliegenden Fenstern und Fenstertüren
sind die jeweiligen Bauteilflächen in den zugehörigen
Fassaden zugrunde zu legen. Satz 1 gilt auch bei Maßnah-
men zur wärmeschutztechnischen Verbesserung der Bau-
teile. Die Sätze 1 und 3 gelten nicht, wenn im Einzelfall
die zur Erfüllung der dort genannten Anforderungen auf-
zuwendenden Mittel außer Verhältnis zu der noch zu er-
wartenden Nutzungsdauer des Gebäudes stehen.
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(3) Soweit Einrichtungen bei Gebäuden nach dem Ersten
oder Zweiten Abschnitt nachträglich eingebaut werden,
durch die die Raumluft unter Einsatz von Energie gekühlt
wird, ist der Energiedurchgang von außenliegenden
Fenstern und Fenstertüren nach Maßgabe der Anlage 1
Ziffer 5 zu begrenzen. Außenliegende Fenster und
Fenstertüren sowie Außentüren der von Einrichtungen
nach Satz 1 versorgten Räume sind mindestens mit Isolier-
oder Doppelverglasungen auszuführen.

V i e r t e r A b s c h n i t t
E r g ä n z e n d e V o r s c h r i f t e n

§ 9
Gebäude mit gemischter Nutzung

Bei Gebäuden, die nach Art ihrer Nutzung nur zu einem
Teil den Vorschriften des Ersten bis Dritten Abschnitts
unterliegen, gelten für die entsprechenden Gebäudeteile
die Vorschriften des jeweiligen Abschnitts.

§ 10
Regeln der Technik

(1) Für Bauteile von Gebäuden nach dieser Verordnung,
die gegen die Außenluft oder Gebäudeteile mit wesent-
lich geringeren Innentemperaturen abgrenzen, sind die
Anforderungen des Mindest-Wärmeschutzes nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik einzuhalten,
sofern nach dieser Verordnung geringere Anforderungen
zulässig wären.

(2) Das Bundesministerium für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau weist durch Bekanntmachung im
Bundesanzeiger auf Veröffentlichungen sachverständiger
Stellen über die jeweils allgemein anerkannten Regeln
der Technik hin, auf die in erster Verordnung Bezug ge-
nommen wird.

§ 11
Ausnahmen

(1) Diese Verordnung gilt nicht für

1. Traglufthallen, Zelte und Raumzellen sowie sonstige
Gebäude, die wiederholt aufgestellt und zerlegt wer-
den und die nicht mehr als zwei Heizperioden am je-
weiligen Aufstellungsort beheizt werden,

2. unterirdische Bauten oder Gebäudeteile für Zwecke
der Landesverteidigung, des Zivil- oder Katastrophen-
schutzes,

3. Werkstätten, Werkhallen und Lagerhallen, soweit sie
nach ihrem üblichen Verwendungszweck großflächig
und lang anhaltend offengehalten werden müssen,

4. Unterglasanlagen und Kulturräume im Gartenbau.

(2) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen lassen auf
Antrag für Baudenkmäler oder sonstige besonders er-
haltenswerte Bausubstanz Ausnahmen von dieser Ver-
ordnung zu, soweit Maßnahmen zur Begrenzung des Jah-
res-Heizwärmebedarfs nach dem Dritten Abschnitt die
Substanz oder das Erscheinungsbild des Baudenkmals

beeinträchtigen und andere Maßnahmen zu einem unver-
hältnismäßig hohen Aufwand führen würden.

(3) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen lassen auf
Antrag Ausnahmen von dieser Verordnung zu, soweit
durch andere Maßnahmen die Ziele dieser Verordnung im
gleichen Umfang erreicht werden.

§ 12
Wärmebedarfsausweis

(1) Für Gebäude nach dem Ersten und Zweiten Ab-
schnitt sind die wesentlichen Ergebnisse der rech-
nerischen Nachweise in einem Wärmebedarfsausweis
zusammenzustellen. Rechte Dritter werden durch den
Ausweis nicht berührt. Näheres über den Wärmebedarfs-
ausweis wird in einer Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates
bestimmt. Hierbei ist auf die normierten Bedingungen bei
der Ermittlung des Wärmebedarfs hinzuweisen.

(2) Der Wärmebedarfsausweis ist der nach Landesrecht
für die Überwachung der Verordnung zuständigen Stelle
auf Verlangen vorzulegen und ist Käufern, Mietern oder
sonstigen Nutzungsberechtigten eines Gebäudes auf An-
forderung zur Einsichtnahme zugänglich zu machen.

(3) Dieser Wärmebedarfsausweis stellt die energie-
bezogenen Merkmale eines Gebäudes im Sinne der
Richtlinie 93/76/EWG des Rates vom 13. September 1993
zur Begrenzung der Kohlendioxidemissionen durch eine
effizientere Energienutzung (ABl. Nr. L 237 S. 28) dar.

§ 13
Übergangsvorschriften

(1) Die Errichtung oder bauliche Änderung von Gebäu-
den nach dem Ersten bis Dritten Abschnitt, für die bis
zum Tage vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung der
Bauantrag gestellt oder die Bauanzeige erstattet worden
ist, ist von den Anforderungen dieser Verordnung aus-
genommen. Für diese Bauvorhaben gelten weiterhin die
Anforderungen der Wärmeschutzverordnung vom
24. Februar 1982 (BGBl. I S. 209).

(2) Genehmigungs- und anzeigefreie Bauvorhaben sind
von den Anforderungen dieser Verordnung ausge-
nommen, wenn mit der Bauausführung bis zum Tage vor
dem Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen worden
ist. Für diese Bauvorhaben gelten weiterhin die Anforde-
rungen der Wärmeschutzverordnung vom 24. Februar
1982 (BGBl. I S. 209).

§ 14
Härtefälle

Die nach Landesrecht zuständigen Stellen können auf
Antrag von den Anforderungen dieser Verordnung be-
freien, soweit die Anforderungen im Einzelfall wegen be-
sonderer Umstände durch einen unangemessenen Auf-
wand oder in sonstiger Weise zu einer unbilligen Härte
führen.
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§ 15
Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am

1. Januar 1995

in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Wärme-
schutzverordnung vom 24. Februar 1982 (BGBl. I S. 209)
außer Kraft.

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Bonn, den 16. August 1994

Anlage 1
Anforderungen zur Begrenzung des Jahres-Heiz-

wärmebedarfs QH bei zu errichtenden Gebäuden mit
normalen Innentemperaturen

1 Anforderungen zur Begrenzung des Jahres-Heiz-
wärmebedarfs in Abhängigkeit von A/V (Verhältnis der
wärmeübertragenden Umfassungsfläche A zum hiervon
eingeschlossenen Bauwerksvolumen V)

Die in Tabelle 1 angegebenen Werte des auf das beheizte
Bauwerksvolumen V oder die Gebäudenutzfläche AN be-
zogenen maximalen Jahres-Heizwärmebedarfs Q9H oder
Q0H dürfen nicht überschritten werden.

Die auf die Gebäudenutzfläche bezogenen Werte nach
Tabelle 1 Spalte 3 dürfen nur bei Gebäuden mit lichten
Raumhöhen von 2,60 m oder weniger angewendet
werden.

Tabelle 1

Maximale Werte des auf das beheizte Bauwerksvolumen
oder die Gebäudenutzfläche AN bezogenen Jahres-Heiz-
wärmebedarfs in Abhängigkeit vom Verhältnis A/V

A/V

Maximaler Jahres-Heizwärmebedarf

bezogen auf V
Q9H

1)

nach Ziff. 1.6.6

bezogen auf AN

Q0H
2)

nach Ziff. 1.6.7

in m–1 in kWh/(m3 ? a) in kWH/(m2 ? a)

1 2 3

# 0,2 17,3 54,0
0,3 19,0 59,4
0,4 20,7 64,8
0,5 22,5 70,2
0,6 24,2 75,6
0,7 25,9 81,1
0,8 27,7 86,5
0,9 29,4 91,9
1,0 31,1 97,3

$ 1,05 32,0 100,0

1) Zwischenwerte sind nach folgender Gleichung zu ermitteln:
Q9H = 13,82 + 17,32 (A/V) in kWh/(m3 ? a).

2) Zwischenwerte sind nach folgender Gleichung zu ermitteln:
Q0H = Q’H/0,32 in kWh/(m2 ? a).

1.1 Berechnung der wärmeübertragenden Umfassungs-
fläche A eines Gebäudes

Die wärmeübertragende Umfassungsfläche A eines Ge-
bäudes wird wie folgt ermittelt:

A = AW + AF + AD + AG + ADL

Dabei bedeuten

AW die Fläche der an die Außenluft grenzenden Wände,
im ausgebauten Dachgeschoß auch die Fläche der
Abseitenwände zum nicht wärmegedämmten
Dachraum.

Es gelten die Gebäudeaußenmaße.

Gerechnet wird von der Oberkante des Geländes
oder, falls die unterste Decke über der Oberkante
des Geländes liegt, von der Oberkante dieser Decke
bis zu der Oberkante der obersten Decke oder der
Oberkante der wirksamen Dämmschicht.

AF die Fläche der Fenster, Fenstertüren, Türen und
Dachfenster, soweit sie zu beheizende Räume nach
außen abgrenzen. Sie wird aus den lichten Rohbau-
maßen ermittelt.

AD die nach außen abgrenzende wärmegedämmte
Dach- und Dachdeckenfläche.

AG die Grundfläche des Gebäudes, sofern sie nicht an
die Außenluft grenzt. Gerechnet wird die Boden-
fläche auf dem Erdreich oder bei unbeheizten Kel-
lern die Kellerdecke. Werden Keller beheizt, sind in
der Gebäudegrundfläche AG neben der Keller-
grundfläche auch die erdberührten Wandflächen-
anteile zu berücksichtigen.

ADL die Deckenfläche, die das Gebäude nach unten ge-
gen die Außenluft abgrenzt.

1.2 Beheiztes Bauwerksvolumen V

Das beheizte Bauwerksvolumen V in m3 ist das Volumen,
das von den nach Ziffer 1.1 ermittelten Teilflächen um-
schlossen wird.

1.3 A/V-Werte

Das Verhältnis A/V in m–1 wird ermittelt, indem die nach
Ziffer 1.1 unter Beachtung der Ziffern 1.5.2.3 und 6.2 er-
rechnete wärmeübertragende Umfassungsfläche A eines
Gebäudes durch das nach Ziffer 1.2 errechnete Bau-
werksvolumen geteilt wird.

1.4 Bestimmung der Bezugsgrößen VL und AN

1.4.1 Anrechenbares Luftvolumen VL

Das anrechenbare Luftvolumen VL der Gebäude wird wie
folgt ermittelt:

VL = 0,80 ? V in m3,

wobei V das beheizte Bauwerksvolumen nach Ziffer 1.2
ist.
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1.4.2 Gebäudenutzfläche AN

Die Gebäudenutzfläche wird für Gebäude, deren lichte
Raumhöhen 2,60 m oder weniger betragen, wie folgt er-
mittelt:

AN = 0,32 ?V in m2,

wobei V das nach Ziffer 1.2 ermittelte beheizte Bau-
werksvolumen in m3 bedeutet.

1.5 Wärmedurchgangskoeffizienten

1.5.1 Wärmedurchgangskoeffizienten k für die einzel-
nen Anteile der Umfassungsfläche A

Die Berechnung der Wärmedurchgangskoeffizienten k
erfolgt nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik.

Rechenwerte der Wärmeleitfähigkeit, Wärmeübergangs-
widerstände, Wärmedurchlaßwiderstände, Wärmedurch-
gangskoeffizienten, der äquivalenten Wärmedurchgangs-
koeffizienten für Systeme sowie der Gesamtenergie-
durchlaßgrade für Verglasungen dürfen für die
Berechnung des Wärmeschutzes verwendet werden, wenn
sie im Bundesanzeiger bekanntgemacht worden sind.

Die Wärmedurchgangskoeffizienten sowie Außentüren
und die Gesamtenergiedurchlaßgrade für Verglasungen
sind von Prüfanstalten zu ermitteln, die im Bundes-
anzeiger bekanntgemacht worden sind.

1.5.2 Berücksichtigung bauteilspezifischer Temperatur-
differenzen bei der Ermittlung des Trans-
missionswärmebedarfs QT

1.5.2.1 Für Dach- oder Dachdeckenflächen sind der
Wärmedurchgangskoeffizient kD und für Flächen der
Abseitenwände zum nicht wärmegedämmten Dachraum
der Wärmedurchgangskoeffizient kW jeweils mit dem
Faktor 0,8 zu reduzieren.

1.5.2.2 Für die Grundfläche des Gebäudes ist der Wär-
medurchgangskoeffizient kG mit dem Faktor 0,5 zu ge-
wichten.

1.5.2.3 Für angrenzende Gebäudeteile mit wesentlich
niedrigeren Raumtemperaturen (z. B. Treppenräume,
Lagerräume) dürfen die Wärmedurchgangskoeffizienten
der abgrenzenden Bauteilflächen kAB mit dem Faktor 0,5
gewichtet werden. Hierbei werden für die Ermittlung der
wärmeübertragenden Umfassungsfläche A und des be-
heizten Bauwerksvolumens V die abgrenzenden Bau-
teilflächen AAB berücksichtigt. Die abgrenzenden Ge-
bäudeteile bleiben für die Ermittlung des Verhältnisses A/
V unberücksichtigt.

1.5.3 Berücksichtigung geschlossener, nicht beheizter
Glasvorbauten

Die äquivalenten Wärmedurchgangskoeffizienten keq,F

von außenliegenden Fenstern und Fenstertüren sowie
Außentüren nach Ziffer 1.6.4.2, die im Bereich von ge-
schlossenen, nicht beheizten Glasvorbauten in Au-

ßenwänden angeordnet sind, sowie die Wärmedurch-
gangskoeffizienten der im Bereich dieser Glasvorbauten
liegenden Außenwandteile dürfen wie folgt vermindert
werden:

Abminderungsfaktoren bei Glasvorbauten mit

Einfachverglasung 0,70,

Isolier- oder Doppelverglasung
(Klarglas) 0,60,

Wärmeschutzglas
[kV # 2,0 W ? (m2 ? K)] 0,50.

Die Berücksichtigung geschlossener, nicht beheizter
Glasvorbauten auf den Wärmeschutz der außenliegenden
Fenster und Fenstertüren, der Außentüren sowie der Au-
ßenwandanteile im Bereich dieser Glasvorbauten kann
auch nach allgemein anerkannten Regeln der Technik er-
folgen.

1.6 Berechnung des Jahres-Heizwärmebedarfs QH

Der Jahres-Heizwärmebedarf QH für ein Gebäude wird
wie folgt ermittelt:

QH = 0,9 ? (QT + QL) – (QI + QS) in kWh/a.

Dabei bedeuten

QT der Transmissionswärmebedarf in kWh/a
den durch den Wärmedurchgang der Außenbau-
teile verursachten Anteil des Jahres-Heizwärmebe-
darfes. Bei Berücksichtigung der solaren Wärme-
gewinne nach Ziffer 1.6.4.2 sind die nutzbaren so-
laren Wärmegewinne in QT berücksichtigt.

QL der Lüftungswärmebedarf in kWh/a
den durch Erwärmung der gegen kalte Außenluft
ausgetauschten Raumluft verursachten Anteile des
Jahres-Heizwärmebedarfes.

QI die internen Wärmegewinne in kWh/a
die bei bestimmungsgemäßer Nutzung innerhalb
des Gebäudes auftretenden nutzbaren Wärme-
gewinne.

QS die solaren Wärmegewinne in kWh/a
nach Ziffer 1.6.4.1 die bei bestimmungsgemäßer
Nutzung durch Sonneneinstrahlung nutzbaren
Wärmegewinne.

1.6.1 Transmissionswärmebedarf QT

Der Transmissionswärmebedarf QT in kWh/a wird wie
folgt ermittelt:

QT = 84 ? (kW ? AW + kF ? AF + 0,8 ? kD ? AD + 0,5 kG ? AG +
kDL ? ADL + 0,5 ? kAB ? AAB)2.

Für nach Ziffer 1.5.3 abweichende Gebäudesituationen
können die dort angegebenen Faktoren berücksichtigt
werden.

Werden die solaren Wärmegewinne nach Ziffer 1.6.4.2
berücksichtigt, ist für die Ermittlung des Trans-

2 Im Faktor 84 ist eine mittlere Heizgradtagzahl von 3 500 K ? Tage/Jahr berück-
sichtigt.
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missionswärmebedarfs der außenliegenden Fenster und
Fenstertüren sowie ggf. der Außentüren kF ? AF durch
keq,F ? AF zu ersetzen.

Im Bereich von Rolladenkästen darf der Wärmedurch-
gangskoeffizient den Wert 0,6 W/(m2 ? K) nicht über-
schreiten.

1.6.2 Lüftungswärmebedarf QL oh ne mechanisch
betriebene Lüftungsanlage nach Ziffer 2.

Der Lüftungswärmebedarf QL wird wie folgt ermittelt:

QL = 0,34 ? ß ? 84 ?VL in kWh/a.

Dabei bedeuten

ß die Luftwechselzahl (Rechenwert) in h–1,

VL das anrechenbare Luftvolumen in m3 nach Zif-
fer 1.4.1.

Für den Nachweis des Lüftungswärmebedarfs ist die
Luftwechselzahl ß gleich 0,8 h–1 zu setzen. Damit ergibt
sich:

QL = 22,85 ?VL in kWh/a.

1.6.3 Lüftungswärmebedarf QL m i t mechanisch
betriebener Lüftungsanlage nach Ziffer 2.

Wird ein Gebäude mit einer mechanisch betriebenen
Lüftungsanlage nach Ziffer 2.1 ausgestattet, darf der nach
Ziffer 1.6.2 ermittelte Lüftungswärmebedarf QL bei An-
lagen mit Wärmerückgewinnung ohne Wärmepumpe ge-
mäß Ziffer 2.1 mit dem Faktor 0,80 multipliziert werden,
soweit je kWh aufgewendeter elektrischer Arbeit minde-
stens 5,0 kWh nutzbare Wärme abgegeben werden.

Für Anlagen mit Wärmepumpen darf der Lüftungswär-
mebedarf QL mit dem Faktor 0,80 multipliziert werden,
soweit je kWh aufgewendeter elektrischer Arbeit minde-
stens 4,0 kWh nutzbare Wärme abgegeben wird.

Soweit bei Anlagen mit Wärmerückgewinnung ein
Wärmerückgewinnungsgrad hW, der größer ist als 65 vom
Hundert, im Bundesanzeiger veröffentlicht worden ist,
darf der Lüftungswärmebedarf QL mit dem Faktor

0,80 ? (65/hW)

multipliziert werden.

Wird ein Gebäude mit einer mechanisch betriebenen
Lüftungsanlage nach Ziffer 2.2 (Abluftanlage) aus-
gestattet, darf der nach Ziffer 1.6.2 ermittelte Lüftungs-
wärmebedarf QL mit dem Faktor 0,95 multipliziert wer-
den.

Werden bei einem Gebäude nach § 1 Nr. 2 die erhöhten
nutzbaren internen Wärmegewinne nach Ziffer 1.6.5 an-
gesetzt, finden die Regelungen dieses Absatzes keine
Anwendung.

1.6.4 Nutzbare solare Wärmegewinne

Solare Wärmegewinne dürfen nur bei außenliegenden
Fenstern und Fenstertüren sowie bei Außentüren und nur

dann berücksichtigt werden, wenn der Glasanteil des
Bauteils mehr als 60 vom Hundert beträgt. Die nutzbaren
solaren Wärmegewinne werden entweder nach Zif-
fer 1.6.4.1 oder nach Ziffer 1.6.4.2 ermittelt.

Bei Fensteranteilen von mehr als zwei Drittel der Wand-
fläche darf der solare Gewinn nur bis zu dieser Größe be-
rücksichtigt werden.

1.6.4.1 Gesonderte Ermittlung der nutzbaren solaren
Wärmegewinne

Unter Berücksichtigung eines mittleren Nutzungsgrades,
der Abminderung durch Rahmenanteile und Verschat-
tungen sowie der Gesamtenergiedurchlaßgrade der Ver-
glasungen werden die nutzbaren solaren Wärmegewinne
entsprechend den Fensterflächen i und der Orientierung j
für senkrechte Flächen wie folgt ermittelt:

QS �
X

i;j

0; 46 � Ij � gi �AF;j;i in kWh=a

In Abhängigkeit von der Himmelsrichtung sind folgende
Werte des Strahlungsangebots Ij anzusetzen:

IS = 400 kWh/(m2 ? a) für Südorientierung,

IW/O = 275 kWh/(m2 ? a) für Ost- und Westorientierung,

IN = 160 kWh/(m2 ? a) für Nordorientierung,

gi der Gesamtenergiedurchlaßgrad der Verglasung.

Hierbei ist unter „Orientierung“ eine Abweichung der
Senkrechten auf die Fensterflächen von nicht mehr als
45 Grad von der jeweiligen Himmelsrichtung zu ver-
stehen. In den Grenzfällen (NO, NW, SO, SW) gilt jeweils
der kleinere Wert für Ij. Fenster in Dachflächen mit einer
Neigung von mehr als 15 Grad sind wie Fenster in senk-
rechten Flächen zu behandeln. Fenster in Dachflächen
mit einer Neigung kleiner als 15 Grad sind wie Fenster mit
Ost- und Westorientierung zu behandeln.

Sind die Fensterflächen überwiegend verschattet, so ist
der Wert Ij für die Nordorientierung anzusetzen.

1.6.4.2 Ermittlung der nutzbaren solaren Wärme-
gewinne mittels äquivalenter Wärmedurch-
gangskoeffizienten keq,F

Aus den unter Ziffer 1.5.1 ermittelten Wärmedurch-
gangskoeffizienten kF werden äquivalente Wärmedurch-
gangskoeffizienten wie folgt ermittelt:

keq,F = kF – g ? SF in W/(m2 ? K).

Dabei bedeutet

SF der Koeffizient für solare Wärmegewinne, mit

SF = 2,40 W/(m2 ? K) für Südorientierung,
= 1,65 W/(m2 ? K) für Ost- und Westorientierung
sowie für Fenster in flachen oder bis zu 15 Grad ge-
neigten Dachflächen,
= 0,95 W/(m2 ? K) für Nordorientierung.

Die Regelungen zur Orientierung und Verschattung der
Fensterflächen in Ziffer 1.6.4.1 gelten entsprechend.
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1.6.4.3 Fertighäuser

Für Fertighäuser darf der Nachweis nach Ziffer 1.6.4.1
oder Ziffer 1.6.4.2 unter Annahme einer Ost-West-Orien-
tierung für alle Fensterflächen geführt werden.

1.6.5 Nutzbare interne Wärmegewinne QI

Interne Wärmegewinne dürfen bei Gebäuden nach § 1
berücksichtigt werden, jedoch höchstens bis zu einem
Wert von

QI = 8,0 ? V in kWh/a.

Bei Gebäuden nach § 1 Nr. 1 darf dieser Wert in jedem
Fall zugrunde gelegt werden.

Bei lichten Raumhöhen von nicht mehr als 2,60 m können
die nutzbaren, auf die Gebäudenutzfläche AN bezogenen
internen Wärmegewinne höchstens wie folgt angesetzt
werden:

QI = 25 ? AN in kWh/a.

Für Gebäude und Gebäudeteile nach § 1 Nr. 2 mit vorge-
sehener ausschließlicher Nutzung als Büro- oder Verwal-
tungsgebäude dürfen die nutzbaren internen Wärme-
gewinne höchstens mit

QI = 10,0 ? V in kWh/a

beziehungsweise

QI = 31,25 ? AN in kWh/a

angesetzt werden.

1.6.6 Jahres-Heizwärmebedarf Q9H je m3 beheiztes
Bauwerksvolumen

Der Jahres-Heizwärmebedarf je m3 beheiztes Bauwerks-
volumen (Tabelle 1, Spalte 2) wird wie folgt ermittelt:

Q0H �
QH

V
� in kWh=�m3 � a�

1.6.7 Jahres-Heizwärmebedarf Q0H je m2 Gebäudenutz-
fläche AN

Der Jahres-Heizwärmebedarf je m3 Gebäudenutzfläche
AN (Tabelle 1, Spalte 3) wird wie folgt ermittelt:

Q00H �
QH

AN
� in kWh=�m3 � a�

2 Anforderungen an mechanisch betriebene
Lüftungsanlagen

Die in Ziffer 1.6.3 genannten Faktoren dürfen nur bei
Lüftungsanlagen berücksichtigt werden, wenn die nach-
stehend in Ziffer 2.1 oder Ziffer 2.2 genannten Anforde-
rungen sowie die in Anlage 4 Ziffer 1.1 genannte An-
forderung an das Gebäude erfüllt werden und in diesen
Anlagen die Zuluft nicht unter Einsatz von elektrischer
oder aus fossilen Brennstoffen gewonnener Energie ge-
kühlt wird.

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen
und Städtebau kann im Bundesanzeiger die für die Beur-

teilung der Lüftungsanlagen nach Ziffer 2 maßgeblichen
Kennwerte solcher Produkte veröffentlichen. Diese
Werte sind von Prüfstellen zu ermitteln, die im Bundes-
anzeiger bekannt gemacht worden sind. Die nach Lan-
desrecht für den Vollzug der Wärmeschutzverordnung
zuständigen Stellen können verlangen, daß ausschließlich
im Bundesanzeiger veröffentlichte Kennwerte zur Beur-
teilung der Anlageneigenschaften verwendet werden.

2.1 Anforderungen an mechanisch betriebene
Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung

2.1.1 Luftwechsel

In den bei der Ermittlung des anrechenbaren Luft-
volumens VL nach Ziffer 1.4.1 zu berücksichtigenden
Räumen eines Gebäudes muß ein zeitlicher Mittelwert des
Außenluftwechsels von mindestens 0,5 h–1 und höchstens
1,0 h–1 eingehalten werden können. Unter Außenluft-
wechsel ist dabei der Volumenanteil der Raumluft zu ver-
stehen, der je Stunde gegen Außenluft ausgetauscht wird.

2.1.2 Anteil der rückgewonnenen Wärme

Die zum Einbau gelangenden Anlagen sind mit Ein-
richtungen auszustatten, die geeignet sind, im Mittel
60 vom Hundert oder mehr der Wärmedifferenz zwischen
Fortluft und Außenluftvolumenstrom zurückzugewinnen.
Die hierfür maßgebenden Anlageneigenschaften sind
nach allgemein anerkannten Regeln der Technik zu be-
stimmen, soweit solche Regeln vorliegen.

2.1.3 Wärmerückgewinnung bei Gebäuden
mit mehreren Nutzeinheiten

Die Wärmerückgewinnung soll für jede Nutzeinheit ge-
trennt erfolgen. Unter Nutzeinheit ist hier die Einheit ei-
nes oder mehrerer Räume eines Gebäudes zu verstehen,
deren Beheizung auf Rechnung desselben Nutzers erfolgt.

2.1.4 Regelbarkeit durch den Nutzer

Die Lüftungsanlagen müssen mit Einrichtungen aus-
gestattet sein, die eine Beeinflussung der Luftvolumen-
ströme jeder Nutzeinheit durch den Nutzer erlauben.

2.1.5 Nutzung der rückgewonnenen Wärme

Es muß sichergestellt sein, daß die aus der Fortluft rück-
gewonnene Wärme im Verhältnis zu der von der Heizungs-
anlage bereitgestellten Wärme vorrangig genutzt wird.

2.2 Anforderungen an mechanisch betriebene
Lüftungsanlagen ohne Wärmerückgewinnung
(Zu- und Abluftanlagen)

Mechanisch betriebene Lüftungsanlagen ohne Wärme-
rückgewinnung müssen so durch den Nutzer beeinflußbar
und in Abhängigkeit von einer geeigneten Führungsgröße
selbsttätig regelnd sein, daß sich durch ihren Betrieb
in den bei der Ermittlung des anrechenbaren Luft-
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volumens VL nach Ziffer 1.4.1 zu berücksichtigenden
Räumen ein Luftwechsel von mindestens 0,3 h–1 und
höchstens 0,8 h–1 einstellt.

3 Begrenzung des Wärmedurchgangs
bei Flächenheizungen

Bei Flächenheizungen darf der Wärmedurchgangs-
koeffizient der Bauteilschichten zwischen der Heizfläche
und der Außenluft, dem Erdreich oder Gebäudeteilen mit
wesentlich niedrigeren Innentemperaturen den Wert
0,35 W/(m2 ? K) nicht überschreiten.

4 Anordnung von Heizkörpern vor Fenstern

Bei Anordnung von Heizkörpern vor außenliegenden
Fensterflächen darf der Wärmedurchgangskoeffizient kF

dieser Bauteile den Wert 1,5 W/(m2 ? K) nicht über-
schreiten.

5 Begrenzung des Energiedurchganges bei großen
Fensterflächenanteilen (sommerlicher Wärmeschutz)

5.1 Zur Begrenzung des Energiedurchganges bei Son-
neneinstrahlung darf das Produkt (gF ? f) aus Gesamt-
energiedurchlaßgrad gF (einschließlich zusätzlicher Son-
nenschutzeinrichtungen) und Fensterflächenanteil f unter
Berücksichtigung ausreichender Belichtungsverhältnisse

a) bei Gebäuden mit einer raumlufttechnischen Anlage
mit Kühlung und

b) bei anderen Gebäuden nach Abschnitt 1 mit einem
Fensterflächenanteil je zugehöriger Fassade von
50 vom Hundert oder mehr

für jede Fassade den Wert 0,25 (bei beweglichem Son-
nenschutz in geschlossenem Zustand) nicht überschreiten.
Ausgenommen sind nach Norden orientierte oder ganz-
tägig verschattete Fenster.

5.2 Werden zur Erfüllung der Anforderungen Sonnen-
schutzvorrichtungen verwendet, sind diese mindestens
teilweise beweglich anzuordnen. Hierbei muß durch den
beweglichen Anteil des Sonnenschutzes ein Abminde-
rungsfaktor z von kleiner oder gleich 0,5 erreicht werden.

5.3 Die Berechnung der Werte (gF ? f) erfolgt nach all-
gemein anerkannten Regeln der Technik.

6 Aneinandergereihte Gebäude

6.1 Nachweis des Jahres-Heizwärmebedarfs QH bei an-
einandergereihten Gebäuden

Bei aneinandergereihten Gebäuden (z. B. Reihenhäuser,
Doppelhäuser) ist der Nachweis der Begrenzung des Jah-
res-Heizwärmebedarfs QH für jedes Gebäude einzeln zu
führen.

6.2 Gebäudetrennwände

Beim Nachweis nach Ziffer 1.6 werden die Gebäude-
trennwände als nicht wärmedurchlässig angenommen und

bei der Ermittlung der Werte A und A/V nicht berück-
sichtigt. Werden beheizte Teile eines Gebäudes (z. B. An-
bauten nach § 8 Abs. 1) getrennt berechnet, gilt Satz 1
sinngemäß für die Trennfläche der Gebäudeteile.

Bei Gebäuden mit zwei Trennwänden (z. B. Reihen-
mittelhaus) darf zusätzlich der Wärmedurchgangs-
koeffizient für die Fassadenfläche (einschließlich Fenster
und Fenstertüren)

km,W+F = (kW ? AW + kF ? AF)/(AW + AF)

den Wert
1,0 W/(m2 ? K)

nicht überschreiten. Diese Anforderung ist auch bei ge-
geneinander versetzten Gebäuden einzuhalten, wenn die
anteiligen gemeinsamen Trennwände 50 vom Hundert
oder mehr der Wandflächen betragen.

6.3 Nachbarbebauung

Ist die Nachbarbebauung nicht gesichert, müssen die
Trennwände mindestens den Wärmeschutz nach § 10
Abs. 1 aufweisen.

7 Vereinfachtes Nachweisverfahren

Für kleine Wohngebäude mit bis zu zwei Vollgeschossen
und nicht mehr als drei Wohneinheiten gelten die An-
forderungen der Ziffern 1 und 6 auch dann als erfüllt,
wenn die in Tabelle 2 genannten maximalen Wärme-
durchgangskoeffizienten k nicht überschritten werden.

Tabelle 2

Anforderungen an den Wärmedurchgangskoeffizienten
für einzelne Außenbauteile der wärmeübertragenden
Umfassungsfläche A bei zu errichtenden kleinen Wohn-
gebäuden

Zeile Bauteil max. Wärmedurchgangs-
koeffizient

kmax in W/(m2 ? K)

Spalte 1 2

1 Außenwände kW # 0,501)

2 Außenliegende Fenster und
Fenstertüren sowie Dach-

fenster

km,Fcq # 0,72)

3 Decken unter nicht ausge-
bauten Dachräumen und
Decken (einschließlich

Dachschrägen), die Räume
nach oben und unten gegen

die Außenluft abgrenzen

kD # 0,22

4 Kellerdecken, Wände und
Decken gegen unbeheizte
Räume sowie Decken und

Wände, die an das Erdreich
grenzen

kG # 0,35

1) Die Anforderung gilt als erfüllt, wenn Mauerwerk in einer Wandstärke von
36,5 cm mit Baustoffen mit einer Wärmeleitfähigkeit von ë # 0,21 W/(m ? K)
ausgeführt wird.

2) Der mittlere äquivalente Wärmedurchgangskoeffizientm,Fcq entspricht einem
über alle außenliegenden Fenster und Fenstertüren gemittelten Wärmedurch-
gangskoeffizienten, wobei solare Wärmegewinnung nach der Ziffer 1.6.4.2 zu
ermitteln sind.
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Anlage 2
Anforderungen zur Begrenzung des Jahres-Trans-

missionswärmebedarfs QT bei zu errichtenden Gebäuden
mit niedrigen Innentemperaturen

1 Anforderungen zur Begrenzung des Jahres-Trans-
missionswärmebedarfs in Abhängigkeit vom Verhält-
nis A/V

Die in Tabelle 1 in Abhängigkeit vom Wert A/V (An-
lage 1, Ziffer 1.3) angegebenen maximalen Werte des
spezifischen, auf das beheizte Bauwerksvolumen be-
zogenen Jahres-Transmissionswärmebedarfs Q9T dürfen
nicht überschritten werden.

Tabelle 1

Maximale Werte des auf das beheizte Bauwerksvolumen
bezogenen Jahres-Transmissionswärmebedarf Q9T in Ab-
hängigkeit vom Verhältnis A/V

A/V in m–1 Q’T
1) in kWh/(m3 ? a)

# 0,20 6,20
0,30 7,80
0,40 9,40
0,50 11,00
0,60 12,60
0,70 14,20
0,80 15,80
0,90 17,40

$ 1,00 19,00

1) Zwischenwerte sind nach folgender Gleichung zu ermitteln:
Q9T = 3,0 + 16 ? (A/V) in kWh/(m3 ? a).

2.0 Der Nachweis des Jahres-Transmissionswärmebe-
darfs QT wird unter Anwendung der Berechnungsgrund-
lagen nach Anlage 1 geführt. Hierbei werden jedoch die
passiven Solarenergiegewinne nicht berücksichtigt:

QT = 30 (kw ? AW + kF ? AF + 0,8 ? kD ? AD + fG ? kG ? AG +
kDL ? ADL + 0,5 ? kAB ? AA B) in kWh/a.

Der Reduktionsfaktor fG ist bei gedämmten Fußböden
mit fG = 0,5 anzusetzen. Bei ungedämmten Fußböden ist
fG in Abhängigkeit von der Größe der Gebäudegrund-
fläche AG aus Tabelle 2 zu ermitteln.

Der Wärmedurchgangskoeffizient kG von Fußböden ge-
gen Erdreich braucht nicht höher als 2,0 W/(m2 ? K) an-
gesetzt zu werden.

2.1 Der auf das beheizte Bauwerksvolumen bezogene
Jahres-Transmissionswärmebedarf Q9T wird wie folgt er-
mittelt:

Q0T �
QT

V
in kWh=�m3 � a�

Tabelle 2

Reduktionsfaktoren fG

Gebäudegrundfläche AG in m2 Reduktionsfaktor fG
1)

# 100 0,50
500 0,29

1 000 0,23
1 500 0,20
2 000 0,18
2 500 0,17
3 000 0,16
5 000 0,14

$ 8 000 0,12

1) Zwischenwerte sind nach folgender Gleichung zu ermitteln:
fG � 2; 33=

��������
AG

3
p

Anlage 3
Anforderungen zur Begrenzung des Wärmedurchgangs
bei erstmaligem Einbau, Ersatz oder Erneuerung von

Außenbauteilen bestehender Gebäude

1 Anforderungen bei erstmaligem Einbau, Ersatz und
Erneuerung von Außenbauteilen

Bei erstmaligem Einbau, Ersatz oder Erneuerung von
Außenbauteilen bestehender Gebäude dürfen die in
Tabelle 1 aufgeführten maximalen Wärmedurchgangs-
koeffizienten nicht überschritten werden. Dabei darf der
bestehende Wärmeschutz der Bauteile nicht verringert
werden.

2 Anforderungen an Außenwände

Werden Außenwände in der Weise erneuert, daß

a) Bekleidungen in Form von Platten oder plattenartigen
Bauteilen oder Verschalungen sowie Mauerwerks-
Vorsatzschalen angebracht werden,

b) bei beheizten Räumen auf der Innenseite der Au-
ßenwände Bekleidungen oder Verschalungen aufge-
bracht werden oder

c) Dämmschichten eingebaut werden,

gelten die Anforderungen nach Tabelle 1 Zeile 1. In den
Fällen a) und b) ist die Ausnahmeregelung nach § 8 Abs. 2
Satz 2 auf jede einzelne Fassadenfläche eines Gebäudes
anzuwenden.

3 Anforderungen an Decken

Werden Decken unter nicht ausgebauten Dachräumen
und Decken (einschließlich Dachschrägen), die Räume
nach oben oder unten gegen die Außenluft abgrenzen,
sowie Kellerdecken, Wände und Decken gegen unbe-
heizte Räume sowie Decken und Wände, die an das Erd-
reich grenzen, in der Weise erneuert, daß
a) die Dachhaut (einschließlich vorhandener Dachver-

schalungen unmittelbar unter der Dachhaut) ersetzt wird,
b) Bekleidungen in Form von Platten oder plattenartigen

Bauteilen, wenn diese nicht unmittelbar angemauert,
angemörtelt oder geklebt werden, oder Verschalungen
angebracht werden oder,

c) Dämmschichten eingebaut
gelten die Anforderungen nach Tabelle 1 Zeile 3 und 4.
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Tabelle 1

Begrenzung des Wärmedurchgangs bei erstmaligem Ein-
bau, Ersatz und bei Erneuerung von Bauteilen

Zeile Bauteil Gebäude nach
Abschnitt 1

Gebäude nach
Abschnitt 2

max. Wärmedurchgangs-
koeffizient

kmax in W/(m2 ? K)1)

Spalte 1 2 3

1 a) Außenwände kW # 0,502) # 0,75

1 b) Außenwände bei
Erneuerungsmaß-

nahmen nach Ziffer 2
Buchstabe a und c mit

Außendämmung

kW # 0,40 # 0,75

2 Außenliegende Fenster
und Fenstertüren sowie

Dachfenster

kF # 1,8 –

3 Decken unter nicht aus-
gebauten Dachräumen
und Decken (einschl.
Dachschrägen), die

Räume nach oben und
unten gegen die Außen-

luft abgrenzen

kD # 0,30 # 0,40

4 Kellerdecken, Wände
und Decken gegen un-
beheizte Räume sowie

Decken und Wände, die
an das Erdreich grenzen

kG # 0,50 –

1) Der Wärmedurchgangskoeffizient kann unter Berücksichtigung vorhandener
Bauteilschichten ermittelt werden.

2) Die Anforderung gilt als erfüllt, wenn Mauerwerk in einer Wandstärke von
36,5 cm mit Baustoffen mit einer Wärmeleitfähigkeit von ë # 0,21 W/(m2 ? K)
ausgeführt wird.

Anlage 4
Anforderungen an die Dichtheit zur Begrenzung der

Wärmeverluste

1 Anforderungen an außenliegende Fenster und Fen-
stertüren sowie Außentüren

1.1 Fugendurchlaßkoeffizienten

Die Fugendurchlaßkoeffizienten der außenliegenden
Fenster und Fenstertüren bei Gebäuden nach Abschnitt 1
dürfen die in Tabelle 1 genannten Werte, die Fugen-
durchlaßkoeffizienten von Außentüren bei Gebäuden
nach Abschnitt 1 sowie von außenliegenden Fenstern und
Fenstertüren bei Gebäuden nach Abschnitt 2 den in Ta-
belle 1 Zeile 1 genannten Wert nicht überschreiten. Wer-
den Einrichtungen nach Anlage 1 Ziffer 2 eingebaut,
dürfen die Werte der Tabelle 1 Zeile 2 nicht überschritten
werden.

1.2 Prüfzeugnis

Der Nachweis der Fugendurchlaßkoeffizienten der au-
ßenliegenden Fenster und Fenstertüren sowie der Au-
ßentüren nach Ziffer 1.1 erfolgt durch Prüfzeugnis einer
im Bundesanzeiger bekanntgemachten Prüfanstalt.

1.3 Verzicht auf Prüfzeugnis

1.3.1 Auf einen Nachweis nach Ziffer 1.2 und Tabelle 1
Zeile 1 kann verzichtet werden für Holzfenster mit Pro-
filen nach DIN 68 121 – Holzprofile für Fenster und Fen-
stertüren – Ausgabe Juni 1990. Die Norm ist im Beuth-
Verlag GmbH, Berlin und Köln, erschienen und beim
Deutschen Patentamt in München archivmäßig gesichert
niedergelegt.

1.3.2 Auf einen Nachweis nach Ziffer 1.2 und Tabelle 1
Zeile 1 und 2 kann nur bei Beanspruchungsgruppen A
und B (d. h. bis Gebäudehöhen von 20 m) verzichtet wer-
den für alle Fensterkonstruktionen mit umlaufender, al-
terungsbeständiger, weichfedernder und leicht
auswechselbarer Dichtung.

1.4 Fenster ohne Öffnungsmöglichkeiten

Fenster ohne Öffnungsmöglichkeiten und feste Ver-
glasungen sind nach dem Stand der Technik dauerhaft und
luftundurchlässig abzudichten.

1.5 Andere Lüftungsmöglichkeiten

Zum Zwecke einer aus Gründen der Hygiene und Behei-
zung erforderlichen Lufterneuerung sind stufenlos ein-
stellbare und leicht regulierbare Lüftungseinrichtungen
zulässig. Diese Lüftungseinrichtungen müssen im ge-
schlossenen Zustand der Tabelle 1 genügen. Soweit in an-
deren Rechtsvorschriften, insbesondere dem Bauord-
nungsrecht der Länder, Anforderungen an die Lüftung
gestellt werden, bleiben diese Vorschriften unberührt.

Tabelle 1

Fugendurchlaßkoeffizienten für außenliegende Fenster
und Fenstertüren sowie Außentüren

Zeile Geschoßzahl Fugendurchlaßkoeffizient a

in
m3

h �m � �daPa�2=3

Beanspruchungsgruppe nach
DIN 18 0551), 2)

A B und C

1 Gebäude bis zu
2 Vollgeschossen

2,0 –

2 Gebäude mit mehr
als 2 Vollgeschossen

– 1,0

1) Beanspruchungsgruppe
A: Gebäudehöhe bis 8 m
B: Gebäudehöhe bis 20 m
C: Gebäudehöhe bis 100 m

2) Das Normblatt DIN 18 055 – Fenster, Fugendurchlässigkeit, Schlagregen-
dichtheit und mechanische Beanspruchung; Anforderungen und Prüfung –
Ausgabe Oktober 1981 – ist im Beuth-Verlag GmbH, Berlin und Köln, er-
schienen und beim Deutschen Patentamt in München archivmäßig gesichert
niedergelegt.
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2 Nachweis der Dichtheit des gesamten Gebäudes

Soweit es im Einzelfall erforderlich wird zu überprüfen,
ob die Anforderungen des § 4 Abs. 1 bis 3 oder des § 7

erfüllt sind, erfolgt diese Überprüfung nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik, die nach § 10 Abs. 2
bekannt gemacht sind.

3.2 Erläuterungen

Allgemeine Bemerkungen

Die Wärmeschutzverordnung (WSchV) stützt sich auf das
im Jahre 1976 in Kraft getretene Energieeinsparungs-
gesetz (EnEG) und hier insbesondere auf die Para-
graphen 1 und 5. Danach ist ein neues Gebäude so zu
entwerfen und auszuführen, daß beim Heizen und Küh-
len, d. h. beim Betrieb des Gebäudes, vermeidbare Ener-
gieverluste unterbleiben. Dabei müssen die gestellten
Anforderungen nach dem Stand der Technik erfüllbar und
wirtschaftlich vertretbar sein. Die Ermächtigungsgrund-
lage regelt damit ausschließlich einen energiesparenden
Betrieb des betreffenden Gebäudes, nicht seine ener-
giesparende Errichtung oder die Verwendung ener-
giesparend hergestellter Baustoffe. Diese häufig in die
Diskussion um die Novelle eingebrachten Forderungen
kann die WSchV nicht erfüllen. Untersuchungen hierzu
belegen aber, daß diese Einflüsse im Vergleich zu einer
energiesparenden Betriebsweise des Gebäudes über
Lebensdauern von 50 bis 100 Jahren eher von unter-
geordneter Bedeutung sind.

Die WSchV wurde erstmalig im August 1977 erlassen und
bereits vier Jahre später novelliert. Diese erste Novelle
wurde am 24. Februar 1982 verkündet; sie trat am 1. Ja-
nuar 1984 in Kraft. Gebäude, die nach der 82er Verord-
nung (und der Heizungsanlagen-Verordnung) errichtetet
wurden, weisen je nach Typ einen Heizenergiebedarf
zwischen 120 und 180 kWh/m2 · a auf. Durch die zwi-
schenzeitlich erzielten Fortschritte auf dem Gebiet der
Bau- und Anlagentechnik können bei Neubauten deutlich
geringere Werte erreicht werden.

Seit 1989 hat das frühere Bundesbauministerium „Wege
zum Niedrigenergiehaus“ empfohlen. In einem gleich-
namigen Faltblatt wurde seinerzeit schon aufgezeigt, mit
welcher Gebäudekonzeption der Bedarf an Heizenergie –
bei vertretbaren Mehrkosten und ohne Einbußen beim
Wohnkomfort – erheblich reduzierbar ist. Gemäß Falt-
blatt entspricht der „Niedrigenergiehaus-Standard“ ei-
nem rechnerischen Ölverbrauch von weniger als 10 Liter
pro Quadratmeter Wohnfläche und Jahr. Wesentliches
Ziel der WSchV ist es, die energetische Qualität von
Neubauten an diesen Standard heranzuführen.

Das ab 1. 1. 1995 geltende Anforderungsniveau, das Jah-
res-Heizwärmebedarfswerte von 54 bis 100 kWh/m2 ver-
langt, ist das Ergebnis langer, zäher Verhandlungen. Da-
bei ging es im wesentlichen um die Frage, inwieweit die
Umsetzung energie- und umweltpolitischer Vorgaben im
Gebäudebereich die Verwirklichung anderer wichtiger
Ziele, z. B. in der Wohnungspolitik, behindert. Um bei
diesem Aspekt zu bleiben:

Bereits seit längerem werden Niedrigenergiehäuser er-
richtet, deren Heizwärmebedarf die in der WSchV fest-
gelegten Grenzen noch erheblich unterschreitet. Die
Mehrkosten gegenüber konventionellen Bauweisen sind
dabei in der Regel allerdings beachtlich. Dies ist ein
äußerst schwerwiegendes Argument. Eine generelle Ori-
entierung des Anforderungsniveaus an Extrembeispielen
mit einem entsprechend erhöhten Finanzierungsbedarf
hätte eine unvertretbare Reduzierung der Wohnungsbau-
tätigkeit zur Folge. Forderungen nach einer weiteren
Verschärfung der WSchV über das jetzt festgelegte Maß
hinaus wurden daher abgelehnt.

Viele Fachkreise und Nutzer haben in den vergangenen
Jahren immer wieder Wünsche nach verbesserten Infor-
mationen zur Beurteilung der energetischen oder emis-
sionsschutztechnischen Qualität der Gebäude geäußert.
Durch die Einführung eines neuen Verfahrens, mit dem
die Einhaltung der WSchV-Bestimmungen nachzuweisen
ist, hat die Bundesregierung diesen Wünschen Rechnung
getragen. Das Nachweisverfahren ermöglicht es, auf der
Basis einer Bilanzierung von Wärmegewinnen und -ver-
lusten Kenngrößen zu berechnen, die für den rech-
nerischen Heizwärmeverbrauch eines Gebäudes unter
normierten Bedingungen maßgeblich sind. Es lehnt sich
eng an die internationalen und nationalen Regeln der
Technik an (vgl. Allgemeines zu Anlage 1).

Das sogenannte Bauteilverfahren (Anforderungen an
Einzelbauteile), das in der bis Ende 1994 geltenden Ver-
ordnung parallel anwendbar ist, bleibt auch in der Neu-
fassung in modifizierter Form erhalten (vgl. Anlage 1
Ziff. 7). Damit wird Planern und Bauherrn alternativ ein
einfach zu handhabender und dennoch abgesicherter
Nachweis des baulichen Wärmeschutzes für kleine
Wohngebäude (bis zu 2 Vollgeschossen und nicht mehr als
3 Wohneinheiten) angeboten. Durch die Verwendung
äquivalenter Wärmedurchgangskoeffizienten für ver-
glaste Flächen lassen sich bei Wahl dieser Nachweis-
methode nunmehr auch solare Wärmegewinne erfassen.
Allerdings gilt hier die sog. Bonusregelung für den Einsatz
energiesparender Lüftungsanlagen nicht.

Bei der Errichtung von Gebäuden mit niedrigen Innen-
temperaturen (Betriebsgebäude, die mehr als 4 Monate
im Jahr auf 12 bis 198C beheizt werden) wird ein Wärme-
schutznachweis auf der Grundlage eines „abgespeckten“
Bilanzverfahrens verlangt. Angesichts der extrem unter-
schiedlichen Nutzungsbedingungen in diesem Gebäu-
debereich sind allgemeingültige Ansätze für die Berück-
sichtigung von Lüftungswärmeverlusten sowie solaren
und internen Wärmegewinnen nicht möglich. Berechnet
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